
Suchergebnisse: Willensbildung

8. Juni 1815 – Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet

Wien * Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet. Der Zusammenschluss

aller souveränen deutschen Fürsten und Freien Städte tritt an die Stelle des Heiligen Römischen

Reiches Deutscher Nation.      In der Bundesakte wird der Deutsche Bund als

Staatenbund organisiert. Ohne Zentralgewalt, unter der Präsidialmacht Österreichs, ohne

Gerichtshof und ohne gewähltes Parlament. Die Bundesversammlung, inoffiziell auch

Bundestag genannt, ist eine Gesandtenversammlung. Darin ist sie dem alten Reichstag ähnlich,

wie auch das alte Heilige Römische Reich Deutscher Nation ein Staatenbund war.      Der Artikel

13 der Deutschen Bundesakte bestimmt für alle Mitgliedsstaaten eine landständische

Verfassung. Doch diesem Auftrag kommt das Königreich Baiern nur unvollständig nach, da die

Verwirklichung eindeutig ein Rückschritt gegenüber der Konstitution gewesen wäre. Denn in einer

landständischen Verfassung hätte sich die Landschaft wieder aus       dem landständischen Adel, 

 den landsässigen Prälaten und   den Vertretern der Städte und Märkte      zusammengesetzt.

Wieder hätte lediglich die Geburt, der Besitz und das Amt die Grundlage zur Beteiligung an der

politischen Willensbildung gebildet.     Weder eine Wahl, noch eine Legislaturperiode ist

vorgesehen. Dieses ist schlicht systemfremd. 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten
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mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

19. Dezember 1918 – Hindenburgs offener Ungehorsam

Kassel * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und die Oberste Heeresleitung - OHL

weigern sich, die vom Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beschlossenen

Hamburger Punkte anzuerkennen und weisen die Generalkommandos an, ebenso zu verfahren.  

 Das ist offener Ungehorsam. Man will sich keinesfalls der demokratischen Willensbildung

beugen. 
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